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Der fchweizerif
herau-

von Escher
Vtitslleber, der gesezgebende»

Hvndert ein und

Drittes
Zürich, Samstags den

Gestjgebung.
Grosser Rath 11. August.

(Fortsetzung.)
C armintran will, daß die Münzcommission

endlich über die allgemeine Jncourssctzung aller helve-
tischen Münzen ein Gutachten einliefere, und fodert
hierzu Eschern, als Präsident dieser Commission be-
sonders auf. Huber fodert Tagesordnung. De-
tra y untersiuzt Carmintran, weil sonsi das Volk
bei den Auswechslungen betrogen we! de. C u r mi n
tra n beharret, weil sich das Volk über die hierin
herrschende Ungleichheit beklage. Escher weißt nichts
davon, daß er Präsident einer solchen Commission sey
die also eigentlich alle Münzen Hclveli-ns chemisch
untersuchen und auf dieses hin ihren Werth bestimmen
soll; er glaubt, dieser Austrag gehöre einem Münz-
Meister und nicht den Gestzgeoern zu, und erklärt,
nie keinen schriftlichen Auftrag hierüber erhalten zu
haben; Er fodert Tagesordnung. Cap ani bemerkt,
daß nicht die Hälfte der M-tglieder vorhanden sey
und fodert also Aufhebung der Sitzung. — Da der
Senat den Beschluß über die Besirglung der Akten
verworfen hat, so fodert Escher, daß der G-gen-
stand der Commission mit Beifügung 2 neuer Mitglie«
der zurukgewiesen werde. Kühn fodert hierüber eine
neue CommtZston des 70. j. der Konstitution wegen.
Escher bemerkt, daß wenn 2 neue Mitglieder beige-
fugt sind nicht mehr die gleiche Commission vorhan-
den ist. Dieser Antrag wird angenommen und der
Commission Spengler und Näf beigefügt.

In Rük acht auf E a p an 16 Antrag wegen Auf-
Hebung der Sitzung wird bemerkt, daß da mehrere
Commi sionen pflichrmäßig sich abgesondert haltenmüs-
um diese pfl chtmäßig abwesenden Mitglieder als an
weseud gezählt werden sollen; diese Bemerkung wird
sur tiesesmal als güllig angenommen und also die
Sitzu g fortgefczk.

Ueber Car m intra n s Autrag, wegen Schätzung
aller Münzen, geht man zur Tagesordnung, welcher
juio'ge mal» den XIV. Abschnitt des Reglements be-

handelt. Auf Gecrerans Antrag wird der 2 §.

ausgelassen, weil keine Tribune statt hat. Der 5. z

he Republikaner
leg eben

und Usteril
ithe der helvetische« RepubM

zwanzigstes Stück.

Quartal.
i. September 17s?.

wird auf Secretans Antrag als zu metaphysisch
ebenfalls ausgelassen.

Ueber den 6. j. fodert Secretan, daß die
Worte: »Aus dieftm Princip « ausgelassen werden.
Custor folgt, will aber statt dessen einschiebeu:
»Aus Principien-^ Carmintran folgt Secree
tan, will aber dem Worte Gesetzesvorschlag ^
nochdasWort: »OderBeschluß" beisetzen. Secre«
tans und Carmintrans Bemerkungen werde»
angenommen.

Im 7. î- wird auf Secretans Antrag dem

Wort: «Gesezvorschlag" das Wort r »Oder Beschluß^
beigefügt.

Der 9. j. wird auf Secretan S Antrag als
überflüssig ausgestrichen.

Ueber den 10. bemerkt Detray, daß derselbe
in den Abschnitt der Commissionen gehöre. Zimv
m er mann vertheidigt das Gutachten, welches ai»
genommen wird.

Ueber den 12. §. fodert Secretan, daß de»

Vorzug dem Rapport der Mehrheit gegeben werde.

Angenommen.
Carrard glaubt, der 15. §. musse verändert

werden, weil nicht alle Commissionen 6 Tag Zeit für
ihre Arbeit haben; er will, daß sich die Commissionen

nur einen Tag vor der Tagesordnung für Aufschub
melden. Dieser Autrag wird angenommen. Alleübriv
gen x§. dieses Abschnitts werden unverändert angee

uoma en.
XV. Abschnitt. Auf Secretans Antrag er,

hält der z. Z. eine etwas abgeänderte Redaktion,
sonst wird der ganze Abschnitt unverändert angenon»

XVI. Abschnitt. 1.,. Escher behauptet, dis
angenommenen Beschlüsse können nicht immer K-sttze,
oder Verordnungen g-nannt werden, ohn« m Wir er,

spruch, oder gar Absurditcken zu verfallen, wie es

der Fall war, als man das Gescz machte: die fram
kische Armee habe sich um Helvetic» verdient gemacht,
Venn dieß war doch weder ein« Verordnung noch
ein Ge ez, sondern eine Erklärung : unsere alten R<i
gierungen brauchten hierzu das nicht ganz deutsche
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Bort Erkanntniß, welchesvielleichi anzunehmen wäre.

Secret an unterstüzt dasGutachten, weilwcnigstens
die französische Redaktion deutlich sey. Detr a y be»

gehrt, daß das Wort: oder zwischen den Worten
Verordnung und Gesez ausgelassen werde. Escher
bemerkt, daß das französische Wori Dekret freilich
schiklich sey da er aber, kein' deutsches Wort kennt,
welches ihm entspricht, so beharret er auf seinem er-
sten Antrag. Fierz und Trösch unterstützen daS

Gutachten. Cu st or folgt Esche rn, dessen Antrag
angenommen wird.

Der 5. t. wird undeutlich gefunden. Secre-
<an bemerkt, daß die Lücken nicht ausgefüllt werden
könnten, bis die frühern §. angenommen und nume
rirt seyen. Cust 0r will den z. zur Vervollständigung
der Commission zurükweisen. Sec ret an folgt.
Der 5. §. wird zurükgewiesen.

z. :o. Guter will diesem §. beifügen, daß im
Fall der Dringlichkeit, die Beschlüsse schleunig über,
sendet werden sollen. S e c r e t an und H u b er sin-
den diesen Zusatz überflüssig, weil sich dieses von
selbst verstehe. S u t e r s Zusatz wird dem 11. §. deS

XV. Abschnits beigefügt.
§. 11. Huber will die wegen fehlerhafter Re-

daktion zurükgesandten Beschlüsse und die Dringlich-
keitsfälle von dem Gesez dieses j. ausnehmen. S e-

cretan vertheidigt den I. welcher unverändert ange-
nommen wird.

Ueber den 15. k. fodert Hub er, baß die Dring-
lichkeitsfälle hier ausdrüklich ausgenommen seyen.
Dieser Antrag wird angenommen.

Die Abschliessung des 21. S. wird aufgeschoben.
§. 22. Secretan bemerkt, daß dieser j. Hu-

bers Verbesserung des 15. überflüssig mache. Jene
Verbesserung wird also zurükgenommen.

Uebrigens werden die unbenannten dieses
XVIten Abschnits unverändert angenommen.

XVIIter Abschnitt. §. 4. R 0 ssi glaubt die Ge-
fängnißstrafe könne nicht durch das gesezgebende
Korps über seine Mitglieder ausgesprochen werden,
daher fodert er Auslassung des 5. Zimmermann
hält es für nothwendig, daß jeder Rath in semer cig>
»cn Polizei souverain sey und glaubt, jedes Mitglied
werde sich lieber von seinen College« als von andern
Richtern strafen lassen. Was wollte man denn ma,
chen, wenn es etwann einst so weit käme, daß sich

Mitglieder aneinander vergriffen? Der K. muß nach
Sem Beispiel anderer Republiken beibehalten werden.
Custor folgt Rossi, îo«il Gesangnißstrafe ein Ver-
brechen erfoderlich machen, und bei Verbrechen der
Repräsentanten, Senat und der Obergerichtshof
in der Beurtheiln« mit concuriren müssen; er fodert
Aufschub des Abschlusses über diesen §. Guter fin-
det auch bedenklich, daß der Rath Richter seyn wolle,
da dir Konstitution ihm kein Recht dazu giebt; behü-
te Gott, daß wir uns bei den Haaren greifen; aber

wenn es geschähe, sollen wir die Richter seyn? Er
fodert also Zurükweisung an die Comm ssion. Zim,
mermann beharret. Huber folgt Zimmer,
mann, weil die Konstitution jeden Rath zum Rich-
ter in feiner eignen Polizss macht, und es seilsam

wäre, wegen einer Scheltung, oder einer Ohrfeige die

Sache vor den Obergerichtshof zu weisen; man sagt

wir wären Richter in unsrer eignen Sache; ich hoffe

doch nicht, daß es je so weit kommen werde, baß

wir uns alle bei den Haaren packen, und wir sind ja
auch Richter über die Polizei der Zuhörer! Guter
beharret ebenfalls, weil, wenn wir in dieser Ver<

sammlung ein Verbrechen begehen, wir es an dem

Vaterland begehen, und also nur nach den Vorschch

ten der Konstitution gestraft werde» können. Capa-

ni folgt Gütern, weil, wenn wir Verbrechen sir«-

fen dürften, wir auch ein Geftzbuch hierüber habe»

müßten, um uns vor der Rache irgend einer Faklion

zu sichern Bourg ois ist gleicher Meinung, weil

wir nur unsre Polizei haben, aber 14 Tag Gefängniß-

strafe nicht auf einen Polizcifehler gesezt wird.

Trösch begehrt Zurükweisung des §. in die Commis-

sion, weil im Fall wir uns einmal alle bei den Haaren

nähmen, die siegende Parthei Richter wäre. Ziw-

mermann beharret neuerdings, weil es hier nur

um den Grundsatz zu thun ist, der aber ohne W«
kung bleibt bis die Fälle selbst für die Ecrase» de,

stimmt werden. Hub er unterstüzt Zi m mermann.

Der §. wird angenommen. B 0 urgois fàti, 0»»

sich die Commission sogleich mit den Fällen beschäl"-

ge, in denen die Gefängnißstrafe statt haben kau»'

Zimmermann folgt. Det ray, Cap anl, ?"
ber und Er lâcher folgen ebenfalls. Secret«»
dringt in Bourg ois, seine Motion zurukzunehmc -

weil es schmerzhaft für die Commission ware, sm

mit einer solchen Arbeit zu beschäftigen, und w

es ja in jeder Rüksicht beruhigend ist, "urvon 1«"

Collegen gerichtet zu werden. B ourgois vèhar

auf seinem Antrag insofern der vorige Beschluß a

zurükgenommen werde. Man geht über Bourgo
Motion zur Tagesordnung.

S e n a t 11. A u g u st.

Der Präsident Zäslin eröffnet die SM
mit nachfolgender Anrede, die beklatscht und 0

Einrückung ins Protokoll auf Müngers Antrag

schloffen wird.
Bei Eröffnung der heutigen Sitzung sey wie e^

kurze Ergiessung des Herzens gestattet! A>ann
i

gegenwärtigen Stunde die Einwohner dieser ^
unsere helvetischen Mitbürger, den feierlichen,
serer Verfassung vorgeschriebene» Bürgeren» > -

der vor vier Wochen von uns Gesezgebern an

Stelle mit den wärmsten Empfindungen auog

chen ward;«



„Wann Sie, die Einwohner von Arau, eine!
Verpflichtung erneuern desjenigen Gefühles der Frei-
heit, welches sie schon seit dem Anfang unsrer Re«
volution getreulich bezeugten, und, ihnen zum Rnh-
nie sey es gesagt, sich bis anher desselben immer
würdig betrugen; so sey zurükgerufen in unser Ge-
bächtniß, jene wichtige Handlung des igten Julius!
Niemals verschwinde sie aus unserm Angedenken!
und ^durchdrungen von dem Gefühle des wärmsten
Pamotismus, ununterbrochen besorgt um das Heil
und die Woh'farth unsers einen und untheildarcn Va-
terlandes, theilnehmend an dem günstigen Schiksalc
des Ganzen so wie jedes einzelnen Theiles, sey der
ächte Grundsatz der Freiheil und Gleichheit, das ei-
frigste Ziel und Bestreben unsrer Bcrathschlagungcn
und bei jedem öffemiichen, oder feierlichen Anlasse, er-
schalle laut der Ausruf unsrer Herzen: Es lebe die
eine und untheilbare helvetische Republik!"

Auf La siecheres Antrag wird der anwesende
B. Castellard, Unterstatthalter von Gruyere, der
als warmer Patriot und eifriger Frennd der Freiheit
von den freiburgischen Oligarch«» verfolgt und ver-
bannt worden, zur Ehre der Sitzung eingeladen und
erhalt von dem Präsidenten junter lautem Beifallklat.
schen den Bruderkuß.

Der Beschluß, welcher den /ten Abschnitt des
Polizeireglements der Räthe, der von den öffentlichen
Sitzungen handelt, enthält —< wird einer aus den
B. Rahn, Barras und Münger bestehenden
Commission übergeben.

Der Beschluß, nach welchem die Kantonsgerichte
nie unter 2z Glieder mit Inbegriff des Präsidenten
und der Suppleanten sich vermindern dürfen und
durch welchen zugleich die Art bestimmt wird, wie
in dem Fall einer solchen Verminderung, das Ge«
richt ergänzt werden soll, — wird einer aus den B.
Laflechere, Schwaller undDeveve y bestehen,
den Commission übergeben.

Der Beschluß, welcher den 8ten Abschnitt des
Reglements beider Räthe, der die geheimen Sitzun,
gen bctrift, behandelt, wird einer aus den B. Usteri,
Muret, Duc, Häfelin undCaglioni bestehen,
den Commission übergeben.

Usteri und Devevey berichten im Namen ei-
ner Commission über den Beschluß, der die innere
Organisation des DirektorimS enthält; die Commission
bemerkt, daß bereits unter'm 2. und inen Mai, zwei
Beschlüsse über eben diesen Gegenstand verworfen
worden, obgleich die damaligen Verwerfnngsgründe
kaum einer so langen durch sie veranlaßten Verzöge-
rung werth seyn mochten; lie zeigt weiter, daß ^alle
vormaligen Vcrwerfungsgründe in dem gegenwärti
Sen Beschluß wegfallen, jenen ausgenommen, der die

Vereinigung des Siegels und der Unterschrift in ei-

ner Person tatzelte; wenn diese Vereinigung Nachtheile
haben kann, so glaubt die Commission, die Trennung

könnte leicht grössere mit sich führen; sie räth beßnae
hen zur Annahme. Muret unterstüzt diese Meinung,
ndem er sagt, er hätte schon die beiden erstenmale

für die Annahme gestimmt; wenn die Vereinigung
desj Siegels und der Unterschrift sich in dem Beschluß
nicht finde, so würde er zur Verwerfung st mmen,
indem nicht blos unvorgesehene Zufälle bei statt sin-
vender Trennung Nachtheile bringen, sondern selbst
ein bößer Wille davon weit eher Mißbrauch machen
könnte. Ruepp stimmt ebenfalls der Commission
bei, »ad meurt es wäre durch die Trennung auf kci«

nen Fall etwas gewonnen; denn ein Direktor, der
nur das Siegel hätte, könnte immer auch unterschrei-
den, und einer, der nur die Unterschrift besäße,
könnte sich ein Siegel verfertigen lassen.

Der Senat bildet sich in geschloßne Sitzung, nach
deren Wiedereröffnung ein Beschluß, der die Einrich-
tung des Ursuliner - Klosters in Freiburg, zu Caserne»
bewilligt, angenommen wird.

Am iste» war keine Sitzung in beiden Räthe».

Grosser Rath, rz August.
Kühn begehrt bei Anlaß der Verlesung des Pros

tokolls vom inen August, daß das im Reglement an«

genommene Wort Erkanmtniß, als nicht allgemein
genug, in das Wort Dekret verwandelt werde. Die-
ser Antrag wird angenommen.

Da der Senat einige Abschnitte des Reglements
verwirft, so wird aufHubers Antrag beschlossen:

l. Daß die Commission diese zurükgewiesnen §§. in 8

Tagen, umgearbeitet, wieder vorlegen soll. 2. Daß
die, dem Reglement zuwiderlaufenden Gesetze der in-
nern Polizei der Versammlung wieder aufgehoben seyn
sollen, z. Wird der Commission aufgetragen, einen
§. über die Aufbewahrung des Siegels beider Räthe
beizufügen. 4. Sollen loc-o Exemplar des Reglements
gedrukt und jedem Mitgliede der Räthe 4 Exemplar
davon gegeben werden.

Auf Kuhns Antrag wird beschlossen, als 15. î.
dem i;ten Abschnitt beizufügen: Der Senat kann
über keinen Beschluß des grossen Raths zur Tagesord,
nung gehen.

In einer Bottschaft begehrt das Direktorium
daß sich die Gesezgebung mit den litterarischen Scha-
tzen der Klöster, besonders von Wettingen uud

Mur s beschäftige, um sie vor dem Schiksal deren

von Ein si dien zu sichern; zugleich fügt es eme

Antwort des Bibliothekars desKlosters St. Gallen
bei, der sich mit den besten Manuscripten und Bü-
chern geflüchtet und damit entschuldigt hat, daß daS

Stift von S. M. dem Kaiser, als dessen Lehen, in
Schutz genommen worden sey, und daß er von seinem
Fürsten und selbst von Sr. K. K. apostolischen Majestät



den Befehl habe, nichts auS Handln zu lassen, ine
dem viele der wichtigsten Gegenstände schon vor ei»

nigcn Jahren in Sicherheit gebracht worden seyen.
Guter bedauert diesen Verlust und schlagt «ine Com-
mission vor, die sich mit dieftm Gegenstand beschäf
tige; zugleich macht er auf das allgemeine Bedürfnis
von Unterrichtsanstalten aufmerksam, um dadurch
Tugend und Vaterlandsliebe zu verbreiten. Erlacher
sagt, er habe diese Bibliothek als Commissar besucht
und ganz verwüstet gefunden; er bezeugt, daß die
Bosheit der Pfaffen sv weit gieng, daß sie von wich«
tigen Werken, die sie nicht mit fortschleppen konnten,
nur einige Bande wegnahmen, um das andere um
nütz zu machen; auf diese Art sey die, ehedem so

wichtige Bibliothek von St. Gallen so herunter ge-
funken, daß sie nur noch als Makulatur in eine Km
febude tauge, und keine 50 Lsuiso'or mehr werth sey.

Hub er erklärt diesesiitteearische Räuberei als einen
Mord am Vaterlande welcher nicht mehr zu ersetzen
sey; er wünscht, daß das Direktorium vom Minister
der Wissenschaften sich ein Verzeichnis aller litterar!-
schen Schatze, welche als öffentliche angesehen wer.
den können, eingeben lasse. Anderwerth glaubt,
die Bibliothek werde doch kein Lehen vom Kaiser ge-
Wesen seyn, übrigens wundert er sich, daß nicht so-

gleich ein Sequester auf die Bibliothek gelegt wurde;
er folgt dem Antrag einer Commissionaluntersuchung.
Hartmann sagt, aus dem Kloster Muri seyen die
Manuscripts mit dem Silber und Gold herausgekom.
men, er host aber beides werde zurükerhalten werden
können; die Bibliothek von Wettl'ngen aber, die nach
der St. Gallischen die erste war, sey noch vollstänr
dig. Delves folgt Anderwerth und hält die
Bibliothek von St. Gallen noch nicht für verloren.
Kühn sagt, es sey allererst darum zu thun, zu
untersuchen, wie man die St. Gallische Bibliothek
retteu koUne. Im westphälischen Frieden seyen alle
Theile der Schweiz als unabhängig vom deutschen
Reich erklärt worden, und wenn auch dieses Stift
wirklich lehnbar gewesen wart, so hätte dieß sich doch
nie auf das Mobilarvermögen erstrekt; auch sey der
Fürst von St. Gallen nur Dtularfürst gewesen, und
habe keine Stimme auf dem Reichstage gehabt; er
schließt daher darauf vom Direktorium einen Bericht
über unsre V-rhältnisse mit dem deutschen Reich zu
verlangen, und über diese Bibliotheken überhaupt
eine Commission niederzusetzen. Fie rz und H n b rr
folgen. Huder 6 und Kuhns Anträge werden an-
genommen und in die Coma ission geordnet: Ander-
werth, Vonderfiüh, Augsburg«», Rell-
stab und Marcacci.

Das Direkwuum begehrt, daß diejenigen Maas-
regeln über die Justizpjftge, welche bet der lczten
Zurzacherm sie statt hatten, auch bei der bevorstehen-
den Messe wieder erneuert werden. Auf Hubers
Antrag wird der Gegenstand dieser Bottschaft sogleich
m einen Beschluß verwandelt.

Das Direktorium bemerkt in einer dritten Both
schaft, in Rüksicht auf das vom Statthalter des Kam
tons Leman in das LuIIetm oKssiel à I^susulllie eine

gcrükte Arrete, daß es der Konsittutwa gemäß sey,
daß sich die Bürger mit ihren Begehren unmittelbar
an die gcsezgebendcn Räthe wenden, und daß, wcna
der Rath dieses Recht auch für sich vergeben wollte,
er es um des Volkes willen nicht thun dürfe : er halt

dieses Arrete für den stärksten Beweis, daß es sich

nicht zwischen das Volk und seine Repräsentanten sieh

len wolle und glaubt, der 96. j. der Konstitution tc«

ziehe sich nur auf die vollziehende Gewalt, auch sey

dieses, wenn einige Zweifel übrig geblieben wärm,

durch seine Instruktion für die Statthalter, die von

den gesezgebenden Räthen Gesetzeskraft erhalten ha«

be, deutlich geworden. Zugleich zeigt es an daß es

in einer heutigen Verordnung seinen Statthaltern ver«

borten habe, sich mit den gcsczgcbenden Räthen m

Correspondenz einzulassen, und ihnen nur gestatte die

Bittschriften einzusenden. Cartier bemerkt, da?

das Direktorium uns mißverstanden habe, indem um

nur begehrten, daß die Bürger ihre Bittschriften durch

die Statthalter einsenden können, nicht aber mus«

sen; er will diese Bottschaft an die über Petitionen
niedergcsezte Commission wessen. Huber folgt und

wundert sich, daß das Dir-ktorinm sich einftllen

lasse, die Konstitution zu erläutern, obgleich ma» ^
gentlich gleicher Meinung sey. Fierz folgt.
vertheidigt das Direktorium und sieht das- GaM
für einen einfältigen Wortstreit an, indem es nur des

Visa wegen nöthig sey, daß die Bittschriften durch

des Statthalters Hände gehen, obgleich das AN«

besser einem vom Volk erwählten Beamten libergeve»

we'dcn könnte, daher er die Commission der We«

densrichter hierauf aufmerksam machen will. Hu«

der bemerkt, daß nun für einmal, nach dem

der Bottschaft, Verfügungen getroffen seyen,
das Direktorium auf die Hauptlragc nicht sttankwo»

tct habe; er bcg- hct daher immer noch Verwegu»?

a» die Commission, welche angenommen wird.
Die Fortsetzung im issten vrur-

^ch mache vork'ufig bas Publikum auf ein Volksbiaft
merksam, dessen Heralksgabe voin Minister der Künste

Wissenschaften veranstaltet ist der es uni er ftincr unmm
baren à sticht durch einen unsster beßicnttndgeschlktcstcn
schrif steller, einen Patrioten km schönen, ^blen S
Wsttcs, bearaeften laßt. Belehrung des Volks uaer o>s ^rat, die Geschichte, die nerywcnöigcii Resuliate umrer
lurion, ist der Zwck dieses Blattes, von wMcm mm, »

Woie der erste Bogen herauskommt. Eme 2m;ahl(.ru
werde» durch chr'e Regierung und auf ihre Unkosten ln> '

^»erbrcftm Wer es sonst »vch zu besitzen màchc, oem

nach und nach ftlnf und zwmiig ganze Bge»
schr maßige VvrausbeiOhlung von einem Guide»pa«-?
abgeliesm. Briefe und Ge.d franco. a. se r.

Heinrich ve - »



Der schweizerische Republikaner
her ausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitgliedern der geftzgebendca Rathe der helvetischen Republik.

Hundert zwei und zwanzigstes Stück.
Drittes Quartal.

Zürich, Montags den z. September 1798.

Eesezgebung.
Grosser Rath iz. August.

(Fortsetzung.
tzapa ni bemerkt, daß es schon lange ist, seitdem

man ein Verzeichnis von Ausgewanderten einer Kom-
misston übergeben hat, ohne je weiter etwas davon
gehört zu haben, er fodèrt daher schleunigen Rapport.
Ha meler bezeugt als Präsident dieser Commission,
daß das Verzeichnis; ganz unvollständig ist, daher be,
gehrt er, daß man dein Direktorium eine neue und
vollständige Eingabe hierüber adfodcre. Trösch de,
merkt, daß es besser ist, die gegenrcvoiulionaren
Schweizer seyen ausser dein Land, ais in demselben;
er fodect, daß man, ehe em neues Lerzeichniß verfer,
tigt wird, jedem zwei Monat Zeit zu seiner Rnktchc
gestatten soll. Kühn folgt Trvschcns eister Be-
meikung, und möchte eben deswegen enBeftz machen,
welches den Ausgewanderten das Rüklommen ver-
biete. Ackermann unterstnzt diese Bemerkungen,
will aber die ganze Sache erst der Kommission zuwei-
sen. Bourg 01 s will, daß die Gesetze wider Auswan-
derang vor Ausnahme des Verzeichnisses dcrAusgewan-
derlei, gemacht werden, um dadurch aller Parcheiiich-
kcit zuvor zu kommen. Huber folgt, und will daß
sich die Co-mmssion mit den, G-sej beschäftige, wah.
rend das Direktorium das Vcrzeichniß aufnimmt. Die>
ser Aat.Äg wird angenommen.

Die Commission welche mit der Organisation der
Mumzîpalàii beauftraget ist, legt einen Gesetzes-
Vorschlag von i85.Paragraphen vor. Dcloes ver<
langt, daß dieses Gutachten 8 Tage auf dem Tische
liegen bleibe. Koch glaubt, da die Einrichtung der
Munizipal,taten von der größten Dringlichkeit s y, so
soll die Berathung darüber so wenig als möglich ver-
jogert werden, zugleich wünscht er Zutraue» in die
Kommission, und daß das Gutachten, i» Rutstcht der
umständlichen Bestimmungen, angenommen w rde, in
iosern man nichts gegen die Grundsatze dess lbcn ein
Zuwenden habe. Kühn bemerkt, daß dieser Geietzcs
Vorschlag die ersten Element« der bürgerlichen G'ûll
ichaslen enthalte, und daher genaue Prüfung verdiene;

er begehrt also den Druk dieses Gutachtens. Ackers
mann folgt Kühn, weil es ihn bedünkt, die Coins
mission habe mehr auf die volkreichen Städte als auf
die kleinen Dörfer Rutstcht genommen. Huber uns
terstüzt Koch, Kühn und Dcloes, und begehrt
also, daß der Rapport während dem Druk auf dem
Tisch zur Einsicht gelassen werde. Delves vereinigt
sich mit Kühn, dessen Antrag angenommen wird.

Die vorgestern beauftragte Kommisston wegen der
Besoldung der Pfarrer schlägt hierüber vor: In Er»
wägung daß viele Prediger und Geistliche wegen dem
aufgehobenen Zehenven ihr Einkommen verlieren, und

b es die Pflicht und die Ruhe des Staats in Rüksicht
à dee össcntlichen Meinung hierüber erfodcrt, dieser chrs
I würdigen Klasse von Bürgern die indessen ihr Amt
^ versehen hat, zu Hülfe zu kommen, soll die Dnnglichs
^ keil dieses Gegenstandes erklärt und beschlossen wcrs
^ den: i) Das gesezgcbende Corps erklärt feierlich, daß

durch die bis dahin gemachten Gesetze ihr Einkorns
men nicht vermindert seyn soll. 2) Daß diejenigen
welche bis dahu, vom Staate bezahlt wurden, ferncrs
hin von demselben besoldet werden sollen, z) Daß
die vollziehende Gewalt hierüber Berichte einziehen,

s und den Rachen mittheilen soll. 4) Daß die Ents
^ schädigung für den, durch die bisherigen Gesetze ers
slittenen Schaden in das Zahlungsbuch der Nation
î eingetragen, und das Direktorium eingeladen werden
ß soll, für diese Entschädigung zu sorgen. — Zimmers
f mann will das französische Wort: Ninilîre stu Lulbs,
-im Deuljchcn durch Weltgeistliche übersetzen.
,fKoch glaubt, das Wort Religionsdicner sey
i besser. Ackermann begehrt Vertagung der BeHand»
^ luug auf Morgen. Deloes glaubt, man sey über
-die Grundsätze einig, und will daher sogleich abstims
s men. Kühn wiverftzt sich dem 2. §., weil es uns
k billig sey, den einen Pfarrern lOoooPf. zu geben, und
Wandern mit mehr Arbeit nur 600 Pf. Carrard sagt:
^ Keiner der gerecht seyn will, wird dieser ehrwürdiaen

Klasse von Bürgern die Besoldung verringern wollen,
auf die sie sich, ihrem Vertrage gemäß, verliessen; ja,
die Gleichheit soll eingeführt werden, aaer durch ein
Geftj, das keine Rülwickung haben soll, dieß ist der



erste Grundsaz unsrer Constitution. Zugleich begehrt
er, daß man sogleich zur Be»athung gehe, weil man
dieses dem Beschluß der Driuglichkeit schuldig sey,
und viclcicht die Ruhe des Vaterlandes davon ad-
hange. Koch untersiüzt Car card und sagt: War-
um machen wir dieies Gesez? warum versprechen wir,
da wie doch nichts bezahlen können? nur um der
Geistlichkeit die Zweifel über ihr Schiksal zu bench-
men, und daher sollen wir kein Gesez machen, wel-
ches diese Zweifel wieder in sich führt. Den Augen-
blik bemerkt mir Tröfch sehr richtig, daß es besser
ist eine Aufopferung für die Geistlichen, als für eine
stehende Armee zu machen, indem es besser ist die
Ruhe durch sanfte Ueberzeugung als durch Bajonette
zu erhalten. Auch ich möchte den so starken Unter-
schied in ihren Besoldungen aufheben, aber jezt darf
man dieses nicht vornehmen, und den Staat wird
es nicht mehr kosten, als wenn das was die eine
Pfründe zu viel hat, sogleich den andern gegeben würde.
— Der Beschluß der Dringlichkeit und der Vertagung
auf diese Sitzung wird zurükgenommcn, und die Be-
ralhung auf Morgen aufgeschoben.

Senat, iz. August.
Der am 14. Julius abwesende B. Mittelhol-

zer leistet den Bürgereid.
Der Beschluß welcher den Suppleanten des Ober-

gerichtshofes, die in Arau anwesend find, und an den
Geschäften Theil genommen haben, 15 Louisd'ors mo,
natlich bis Ende May's, auf Rechnung ihres GehaltS
bewilligt, wird zum zweitenmal verlesen und ange-
nommen.

Der Beschluß, der den lzten Abschnitt des Reg-
lements beider Räthe, von den Commissionen, ent-
hält, wird einer aus den B. Bay, F orne rod und
Stokmann bestehenden Commission übergeben.

Rahn und Barras berichten im Namen der
Commission über den 7ten Abschnitt des Reglements
beider Räthe, der von den öffentlichen Sitzungen han-
delt; dem Antrag der Commission gemäß wird der-
selbe angenommen.

Da der Commissionalbcricht über Zehenden und
Feudalabgaben, wegen Versäumntß des Druckers erst

heute ausgetheilt werden konnte, so fragt der Präst-
bent, ob nicht die durch den Beschluß vom 1. August
auf acht Tage nach Austheilung des Berichts festge-

sezte Discussion desselben, nun früher eröffnet werden
sollte? Schärer, Bay, Badou und Bodmer
sprechen für diese Beschleunigung. Der Senat befinde
steh einerseits bereits hinlänglich aufgeklärt; die ver-
langte Ungewißheil unterhalte unruhige Besorgnisse
im Land; endlich wisse man, daß sich der grosse Rath
mit einem allgemeinen Steuersystem beschäftige, wo-
bei ihm, den Entschluß des Senates über die Zehen-
denresolution zu wissen unentbehrlich sey. Lafle-
chere, Devevey, Fornerod/ Munger und

Duc wollen den beschloßnen Termin beibehalten-
ob der Entschluß ein Paar Tage früher oder später
erfvtge, werbe ziemlich gleichgültig seyn, dagegen seyen
nun mehrere Mitglieder d-s Senats abwesend, und
es scheine sehr wichtig, daß die Versamm lung zu
jener Discussion so vollständig wie möglich versain-
melt sey. Der Beschluß wird beibehalte».

Grosser Rath, 14. August.
DaS Direktorium übersendet eine» Entwurf der

Organijaiiou einer N ar 10 n algen d a r merie, web
ehe in schleunige Berathung zu nehmen es dringendst
einladet. Diesem zufolge soll ein Corps von 8^0 Mann
zu Fuß und 200 Mail!, zu Pferd bald möglich aufze-
stellt werde», und dassà 1» zwei Bataillons cuige-
theilt seyn. Neben diesem Corps Gendarmerie soll
ein zweites, uncrr dem Namen Jagercorps der zwei-
ten Linie angeordnet werden, welche im Fall der Noth
die Gcudarmeric crf.tz-u, oder unterstützen, und die

>

gle.che Zormarion haben wll.- diese werden als be-

siaudigeS erstes Piket angesehen, und erhalten nur
Sold wann sie im Dienste stehen; vier Jahr EinsclM-
dung in diesem Corps we.deu als zwei Dicnstjahre
angerechnet. Die Unterhaltung des ersten Corps Gen-
darmerie wird auf 425000 Franken, und die Kosten
der ersten Errichtung auf l5Z,oQo Franken gerechnet.
Escher glaubt, ungeachtet der Dringlichkeit der
Bothschaft, crfodere doch die ManwgfaltiM der
darum enthaltcum Gegenstände, daß dfeselbe von der

Milktarkommifsioii untersucht werde, welche aber, da

ihre Mitglieder von den übrigen Arbeiten für einmal

entlassen sind, in 14 Tagen ein Gutachren einliefern
loll. Dieier Antrag wird einmüthig angenommen.

Das Direktorium erinnert au feine Both'chast
vom t8. May, worinn es Bestimmung über die Pul-
ver- und Salpetersabrikation foderte, aber noch keine

Antwort erhalten hat. Es begehrt daher schleunige

Berathung dieses Gegenstandes. Preux fodert, daß

die Commission innert acht Tagen über diesen Gegen-
stand Rapport mache. Angenommen.

Die Luzernersche Verwaltungskammer bemerkt,

daß sie aus dem Zufluß von Volksrepräsentanten,
welche in Luzern Wohnungen suchen, schließe, daß das

bescheidne Luzern zum künftigen Regierungssij
wählt worden sey. Sie dankt für diesen Vorzug, u»s

freut sich bald die neuen helvetischen Gewalten innel

ihren Mauern zu sehen. (Man klatscht).
Carmintran glaubt, die Langsamkeit mit wei

cher man sich über die bringende Bochfchaft des TMlt»
riums, wegen Euttchädigung der Pfarrer, in RmM
ihrer dicßjahrigen Besoldungen, berathe, sey beinaye

unerklärbar, da doch die Sache selbst nicht nur,»
einleuchtend und der Constitution ganz angemessen,

sondern auch noch in Rüksicht auf die ganz» Lo»°
silminung höchst wichtig sey, weil dieselbe besonoer

auch hieraus unser Interesse für Gerechtigkeit



Religion beurtheile; er foderk daher schleunige Annahme
des CoinmissivnalgutachtenS. Auf Mala; Antrag
wird das Commissionalgukachten wieder verlesen. J o-

mini glaubt, die aufgestellten Grundsätze führen zu
weit, er will sie daher nur unter einschränkenden Be-
stimm».i gen annehmen. DeloeS glaubt, man sey

ganz einig über die Grundsatze wenn man nicht über
die vorliegende Frage hinaus gehe, denn er begreift
nicht wie man ten eigentlichen Hauptgcundsa, bestrei-
ten wollte, baß durclsdie b>6 jezt crlaßnen Gesetze die

Pfarrcibesoldungcn nicht vermindert werden sollen. Er
sodeit daher gänzliche Armahme des Gutachtens.
Anderwerth glanet, um aben Zweideutigkeiten aus-
zuweichen, soll man die Versicherung geben, baß man
fur die biS jezr verfallncn Pfarrerbefoidungen gurstehe,
und überhaupt für eine anständige Versorgung aller
P'arrec durch die Gesetze sorgen werde. Capani
glaubt, da man schon bei dem Zchendcnbcschluß für
die Pfarrer gesorgt habe, so sey eS nur Wirkung des
bösen Willens, wenn daS Volk hierüber unruhig werde,
er will daher daS Gutachten annehmen. Zi hl mann
klagt, daß die reiche» Pfründen ehedem nur den

Hvchwohlgebohrnen zukamen. Erwichdaß keinePfrün
de über 200 Dublonen, und keine unter 50 Dublonen
Besoldung habe. Ackermann glaubt, mit Annahme
der Revolution habe die Verpflichtung der Beibehal-
tung der ehevorigcn Pfarrbesoldungen aufgehört, und
will also nach ZihlmannS Antrag sogleich eine
gleichmässigere BesoldungSbestimmung treffen. Preux
unterstüzc den Rapport. Carmintran vertheidigt
daS Gutachten gegen Jomini. Cartier sagt.- Die
Revolution hat keine Aenderung in der Religion be»

wirkt, und die Geistlichen haben viel zur ruhigen Am
nähme der Constitution beigetragen; da nun die Ge-
setze nie rükwirkende Kraft haben sollen, so will er
daS Gutachten annehmen, mit der Bestimmung, daß
daS Gesez ehestens über die gleichförmigere Besoldung
der Pfarrer Bestimmungen treffen werde. Secretan
schlägt noch einige RcdactionSverbesserungen vor, weh
che mit dem Gutachten angenommen werden.

H über begehrt, in Rüksicht eines Begehrens
von Cartier, der eine Commission niedersetzen will,
wegen der nähern Bestimmungen der künftigen Pfar-
rcrbesoldungen, daß das Direktorium eingeladen werde
Berichte über die bisherigen Besoldungen der Pfarrer
von Seite deS Staats, einzuziehen. Ackermann
folgt, und will, daß auch die Quellen angegeben wer-
den, aus denen die Besoldungen der Pfarrer überhaupt
fliessen. Deloes folgt, und will auch die Größe der
Verrichtungen der Pfarrer kennen lernen. Huber
glaubt, AckermannS Antrag soll für einmal unter-
lassen werden. Escher unterstüzt dagegen diesen An-
trag, weil ohne Kenntniß deS ganzen Besoldungswc-
seiis der Pfarrer, durchaus keine allgemeinen Maaßr»-
gela mit gehöriger Gründlichkeit getroffen werden köw
Ren. Delves folgt Eschern. Hüssi stimmt für

Huber, weil man sich für einmal nicht mit ander»
Pfründen, als denen die der Staat bezahlt, b.schäft
rigen soll. Da in Rüksicht AckermannS und Hu«
de» S Meinung kein Entscheid erhalten wird, wegen
Eleichhe t des StimmenmehrS, so wird die Berathung
wieder cröfnet. Cscher sagt: Alle gesezliche Versü,
gungcn lollen immer allgemein getroffen werden, und
da es unS um zwekmässtgere Besoldung der Pfarrer
überhaupt zu thun isi, lo sollen wir durchaus nicht nur
mit cheilweiser Kenntniß des Gegenstandes zu Handel»
ansangen, sondern vcn Gegenstand erst ,m Ganzen
bettachten, ehe wir Gesetze geoen, deren ganzen Wir,
kungskreiS wir nicht einmal kennen. Mit diesem
Grund für Untersuchung deS Zustandes der Geistlich,
keilsvesoldung überhaupt, vereinigt fich aber noch der,
daß viele Pfründen sind welche nur theilweise vom
Staat vesoldct werde». Sollten aber, wie eS scheint,
Gründe vorhanden seyn, warum man die Sache noch
nicht im allgemeinen untersuchen lassen will, so ver,
tage mau daS ganze Geschäft bis die Arbeiten der
geschloßnen Sitzungen besser vorgerükt sind; also ent,
weder behandle man den Gegenstand im Ganzen, oder
aber für einmal »och gar nicht. Deloes folgt
Cschers Antrag, und wünscht besonders einige Ver,
schiebung dieser wichtigen Berathung. Secret«»
folgt Eschern. Re list ab ebenfalls, doch will er
keinen Aufschub dieser wichtigen Berathung, sondern
Beschleunigung dieser GleichheitSmaßregel. Arb ist
ganz HuberS erster Meinung. Hüssi glaubt es
sey noch keine solche Pfründenkommission vorhanden;
er ist wider Esch/rs allgemeine Maaßregel, und
will nur Schritt für Schritt gehen, hingegen scheint
ihm die Vertagung deS ganzen Geschäfts zwekmässig
zu seyn. Escher zieht semen ersten Antrag zurük,
und begehrt einzig die Vertagung welche angenom»
men wird.

Die Versammlung wird in ein geheimes Cmmite
verwandelt. Nach Wiedereröfnung der Sitzung so,
dert Bourg ois daß die Iagdkommission inner acht
Tagen ei» Gutachten vorlege, weil jezt die Zeit der
Wiederöfnung der Jagd vorhanden fty. Der'Antrag
wird angenommen.

(Nachmittags 4 Uhr.)
Lacoste begehrt Entlassung für fünf Wochen.

Capani bemerkt, daß man etwas sorgfältig mit die,
sen Entlassungen seyn sollte. Huber will Lacoste
seine Bitte gewähren. Capani wünscht allgemeine
Verfügungen über die zuweiligen Entfernungen der
Repräsentanten. Secretan bemerkt, dost wir andere
Nachmittagen nur wegen Bitte», nichr wegen allge,
meinen Verfügungen vereinigt sind. Der Bitte wird
entsprochen.

Fierz begehrt Entlassung aus vierzehn Tage, wel,
che ihm gestattet wird.

DaS Direktorium übersendet mit eigner Empfehe



lung cine Bittschrift von den Chorherren in Vellins
zona, welche bitten, den Zehenden, der ihre einzige
N-chruugsqucllc sey, dieses Jahr noch beziehen zu
dürfen. Das Direktorium ladet ein schleunigst mög,
llch sich mit Entschädigung der durch die Zehenden
aushebung enrblößten Staatsbürger zu beschäftigen.
H über begehrt Verweisung an die über diesen Ge
genstand niedergesezre Cemmission. Capani foden
Tagesordnung, weil diese» Morgen der Gruudsaz
hierüber festgesezt worden sey. H über beharret, weil
es hier nicht um Entschädigung zu thun sey, sondern
um wirklichen Bezug des Zehenden. Bfourgois
folgt Capani, weil ein allgemeines Gesez über Zehen-
deneinstellung vorhanden siy. Rellstab folgt der
Tagesordnung, weil er keine Ausnahme gegen die
Herren von Bellen; machen will. H über beharret,
weil das Direktorium bestimmt zur Untersuchung ein
lade. Perig he folgt ganz H u ber n. Cu st or folgt.
Bourgois glaubt, die Bittschrift der Bellenzer
Chorherren könne nicht angenommen werden, und da
über den Gegenstand der Bochschast des Direktors
ums diesen Morgen schon Verfügungen getroffen wor-
den sind, so fodert er auch hierüber Tagesordnung.
H über beharret neuerdings; sein Antrag wird an-
genommen.

Ein Bürger aus dem Kanton Baden bittet seine
ausser demselben wohnende Braut ohne das im Lands-
frieden bestetete Vermögen vorzeigen zu müssen, Heu-

rathen zu dürfen. Fierz will die Bitte an eine
Kommission weisen. Anderwerth glaubt in Rück-
ficht der schuldigen Beiträge in Armengruer soll die
Sache in die Commission gewiesen, aber indessen die
Heurath gestattet werden, h u b er und A k e r m a nn
folgen. Bourgois folgt, will aber keine solche

Auflagen auf das Heuratyen legen. Jomini will
das Gutachten der Kommission erst abhören und so-
bett also Vertagung. Die Bitte wird gestattet.

B. Genaud aus dem Kanton Frcyburg Sohn
des unglücklich ermordeten «nd mißhandelten Jnsur-
genten vom Jahr 1791 federt Gerechtigkeit und Un
terstutziing. Capani bezeugt, daß die aufgestellte
Gemählde der Unterdrückung und Grausamkeit der
Freyburger Oligarchie nur schwach gezeichnet sey : er

fodert daher Verweisung an die Patrioten - E-ttscha-
dl'gungs- Commission und Ehre der Sitzung für den

Bittsteller: dieser Antrag wird angenommen.

Acht und dreissiq Schiffleute des Kantons Zürich
begehren freie Schiffahrt sowohl für Kaufmannsgü-
ter von Zürich nach Wallcnstadt, als auch im Allge
meinen. Fierz will sogleich dieser Bitte entspre-
chen und die Schiffahrt ganz frei geben. Custor
glaubt diese Freiheit könne nicht so leicht gestattet
werden, weil die bisherigen Schiffmeisier zugleich für

d>e Schissbarkcit der Zinlh sorgen mußten: er begehrt
also Verweisung an eine Kommission. H ü s s i uniers
stützt vie in der Bittschrift enthaltnen Klagen, summt
aber dessen ungeachtet zur Untersuchung durch eine

Kommission.
^

Legler folgt Hüssi. Sekretan
glaubt es bedürfe nur eines Schiffes und zwei starker
Arme um ein Schiff zu führen, und daher begehrt
er Tagesordnung weil jedermann schiffen dürfe.

Fier; folgt Sccretan. Legler fodert Ehre der

Sitzung für die Bittsteller. Escher unterstützt ihn;
hofft aber, daß man ungeachtet des -Abstimmen-
rufs nun den Bittstellern zeigen werde, daß mm sich

sorgfältig mit ihrer Bitte abgebe und also noch nicht

abstimme. Diese Oànngsmotion wird angenomt
men. ^ scher sagt, » Bürger Repräsentanten, was
würdet ihr sagen, wenn nun auch 58 Postremer käs

men und euch sagten, es braucht für die Post uur cis

nes Gauls und einer Brieftasche, wir können also für
uns selbst auf eigne Rechnung postreiten? und was
würdet ihr sagen, wenn man einem solchen Begeh?

ren sogleich entsprechen wollte? — gerade den ähus

liehen Fall habt Ihr hier: eS ist um regelmässige Vers

sendung unter Garantie, eines grossen Theils der

aus Italien nach Deutschland gehende» Kaufmanns-
guter zu thun, also kann diese Schiffahrt du'llmus
nicht nun auf einmal jedem der einen kieinen Kahn
und zwei Arme hat freigegeben werden, besonders

da es noch um Schiffuhrtserhaliung der Lüilh zu

rhun ist: ich fodece daher Verwusung dieser Mb
schrift an eine Commission, mit der Hoffnung dies

selbe werde nicht eher Vorschläge zu ma-mn wagen,
bis sie sowohl von dieser Schiffahrt als auch von kem

Handel dem sie dient genaue Kenntnisse sich verschafft

hat. Huber folgt Eschern, weil man keine Frei»

heit ohne gehörige Bedingung gestatten soll. Legler
folgt ebenfalls wegen oer Wichtigkeit des Handels
durch diesen Weg. Michel will freilich auch gfaus

ben die Schiffahrt auf dem Zürich ec und der Ln»h

sey eine schclmftche Sklaverei, er ist aber dessen uns

geachtet überzeugt, daß dieser Geg.«stand erst von ei-

ner Kommission untersucht werden müsse: er eins

pfiehlt dcrselsen die Untersuchung der Oberländer-
schiffahrtsordnuiig. Der Gegenstand wird an eint

Kommission gewiesen, in weiche geordnet werden,

Sekretan, Hüssi, Perri, Graf und Oescy-

Die Gemeinde Corselles bei Payerne macht vers

schiednc Bitten, die die Muiucipalilärscechte ang hcn-

Auf Secretans Antrag wird diese Bittschrift verlas

get bis die Municipalitäten organisirt sind.

Ein ehemaliger Gerichtschreiber aus dem CJNto»

Freiburg bittet um ein Wirthehausrecht. An bie W-'w
verkauflommissioi, gewiesen.

(Die Fortsetzung im i-Z Stück.)



Der schweizeris,
heraus

von Escher
Mitglieder» der gesezgebende» S

Hundert drei und

Drittes
Zürich, Dienstags den

Gesezgebung.
Grosser Rath 14. August.

(Fortsetzung.)
Aus der Gemeinde Aux monts im Distrikt Mil-

den, werden wider eine Einschränkung eines Weid-
rechts auf Pferde, Einwendungen gemacht. Deloes
fvdert Verweisung an die Munizipalitätenkommission.
Secretan will diese Bittschrift dem Minister des
Innern zusenden. Deloes beharret. Genoz so
dert Vertagung, bis neue Ordnungen über Verwal
tung der Gemeindsguter vorhanden sind. Secretan
beharret. Jomini fodcrt Vertagung bis zur Bil
dung der Landwicdthschaftspolizì-i. Bourgois folgt
Secretan. Der Gegenstand wird vertaget.

Die Muni; palitat von Wiflisburg klagt, daß ein
gewisser Bischof durch falsche Angaben die Gesezge-
bung hintergangen, und dadurch bewirkt habe, daß
derselbe nicht aus dieser Gemeinde ausgcstoßen wer
den könne. Secretan hoft, man werde sich durch
diese Munizipaütät nicht verführen lassen, einen ge-
genrevolntionàn Schritt zu thun; dieser Bischof
sry ein H.lvetier, könne also nicht a-'.dcrs als durch
die Gesetze weggejagt werden; daher fodert er Tages
ordnung. Escher glaubt, da diese Schrift diesen
Vilchof anklage, daß er sich Unwahrhchen gegen die
G sezgebung bedient habe, so müsse dieser Gegen
stand der wegen Betrug in den Bittschriften nieder-
geiezt.n Commission zugewiesen werden. Bourgois
fo'gt Secretan. Hüssi ebcnf.lls. Deloes folgt
Eschern. Graf will den Gegenstand der Munizi,
Palitatskomuussionzuweisen. Secretan glaubt, man
wolle den Kantonsgeist, den Memeindsg ist, und die
heilige Aristokratie wieder in Schuz nehmen, weil man
nicht zur einfachen Tagesordnung gehen will. Man
geht unter ziemlicher Unordnung zur Tagesordnung.

Senat 14. August.
Der Beschluß welcher den zwölften Abschnitt des

Polizeireglements beider Räthe, der von den Stimm-
zahlen, handelt enthält/ wird zum zweitenmal verle,
fcu und angenommen.

he Republikaner
legeben

und Usteri,
ithe der helvetische» Republik.

zwanzigstes Stück.

Quartal.
4. September 1798.

Der Beschluß, welcher der Bitte des 81 jährigen
B. Brendi, gewesenen Sergenten auf der Festung
Arburg, um fernere Auszahlung seiner Pension, ent,
spricht, wird verlesen. Badoux erklärt, daß, so ge,
neigt er sey, diesen alten Mann unterstützen zu hel-
ftn, er dennoch diesen Beschluß unmöglich annehmen
könne. Der Bittsteller verlangt eigentlich Entschädv
gung in Folge des 10. Art. der Konstitution. Die Fol»
gen einer auf diese Act bewilligten Entschädigung wär»
den aber nicht zu übersehen se»n; wir wuvden mit
Bittschriften von allen Seiten überschwemmt werden.
Ehe wir in die Frage jenes Artikels eintreten, müssen

wir einen allgemeinen Fiuanzplan haben; alle Vertan«
gen um Entschädigung, für durch die Revolution ver,
iohrne Stellen müssen beisammen seyn; bis dahin kön,
nen wir unmöglich solche einzelne Entsadigungen ge,
währe»; er verwirft also den Beschluß. Usteri pflichs
têt den Grundsätzen von Vadoux durchaus bei. In
Folge des iO. Art. der Constitution können wir un,
möglich einzelne Entschädigungen geben, so lange nicht
die allgemeinen von Badoux verlangten Maasregeln
vorgegangen sind; allein diese Grundsätze find hier
nicht anwendbar, der Bittsteller hat seine Stelle nicht
durch die Revolution vcrlohren, sondern sie ist ihm
noch von der alten Bernerregierung abgenommen, und
ihm dagegen eine Pension zugest^ert worden; dies«

Pulsion rcclamirt er, und diese müssen wir ihm bewil,
ligen, nicht in Folge des ro. Art. der Cvnstitution,
sondern in Folge unsers Dekretes, durch das wir die
Schulden der ehemaligen Kantone übernommen ha,
den; er stimmt also zu Annahme. Meyer v. Arau
bezeugt, daß ihm der Bittsteller und seine traurige
Lage seit langer Zeit bekannt war, er empfiehlt ihn,
und stimmt fur die Annahme. Fornerod findet die

Sache verwickelt und sehr delikat; in der Bittschrift
sey nur von einer vcrsprochnen, nicht von einer wirk,
lichen Pension die R de; er verlangt eine Commission,
die dann auch untersuchen solle, ob der Bittsteller nicht
gegen die Revolution gearbeitet, oder die Waffen ge,
gen Frankreich getragen. Usteri: Freilich ist nur
von einer verheißenen, nicht von einer bezogenen Pen,
sion die Rede, weil die Pension zu Anfang dieses
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Jahrs zugekannt, als» sicher noch nicht bezahlt werden
konnte; aber eine Schuld bleibt darum nicht minder
Schuld, wenn schon noch nichts vou ihr abgezahlt
worden; was sollte nun eine Commission hier unter-
suchen? Ob der 8l jährige bectlagrige Greis sich der

Revolution widersezt, und die Waffen gegen Frank-
reich getragen? Meyer v. Arb. stimmt für Am
nähme; Mitleiden und pflichtmässige Schuld dieje
Verpflichtung der vorigen Regierung zu erfüllen, füh
ren ihn dazu. Münger: So sehr ihn die Noth deS

alten Mannes dauert, so müsse er doch bemerken, die

Serganten von Arburg hätten immer nach Verfloß
einer gewissen Dienstzeit Pensionen erhalten, indem sie

zu besonderer Geheimhaltung der Gefangenen oerpfllch
ket waren; er verwirft den Beschluß. Bob mer hat
auch Mitleiden mit nothleidenden Alten, er hatte zwar
geglaubt der Bittsteller könnte auf andere Weife ver-
sorgt werden; aber warum stimmt man hier sogleich
bei, und verwirft dagegen wenn es um Schuld, oder
Raub vielmehr, d-er den beschädigten Patrioten ge-
bührt, die fürs Vaterland litten; die vertrieben, ein
gekerkert, verjagt wurden, und das Ihrige verloren,
zu thun ist. — Das giebt er zu bedenken und stimmt
übrigens zur Annahme. Meyer v. Ar au versichert
daß dieser Pensionair von der Festung Arburg der ein-
zige ist. Kubli: Menschenliebe und Gerechtigkeit
crfodern Annahme des Beschlusses, nur nicht aus
allen angeführten Gründen; die Versprechungen der
alten Regierungen können wir unmöglich, ohne Aus-
nähme, für Staatsschulden anerkennen; wir werden
jedesmal ihre Rechtmassigkeit untersuchen. Lüthi v.
Langn, stimmt Kubli bei. Fornerod nimmt, in
Betracht des hohen Alters des Bittstellers, seine Mci-
nung zurük. — Der Beschluß wird angenommen.

Eben so derjenige der das Direktorium neuer-
dings einladet, dem gesezgebenden Corps einen Be-
richt über die von der Verwaltungskammer zu Frey?
bürg geschlagnen und in Umlauf gesezten Münzen ein-
zugeben.

Der Beschluß welcher dem Distriktshauptort
Thurnen provisorisch und unter gewohntem Vorbehalt
die Errichtung eines Wirthshauses bewilligt, wird
verlesen. Lüthi von Langnau verlangt eine Com-
mission um die Lokalitäten zu untersuchen, man müsse

auch wissen wer in der Gemeinde die Armen erhält,
indem zu ihren Gunsten Wirthhausrechte zu ertheilen
seyen. Meyer von Arbon sieht nicht was
die Commission eigentlich untersuchen solle; daß der
Distriktshauptort ein Wirthhaus haben müsse sey klar,
man könne also den Beschluß unbedenklich annehmen.
Er wird angenommen.

Der Beschluß welcher das Direktorium einladet
die Lage des Br. Beroldingen, gewesenen Landschrei-
bers in Lugano in Betracht zunehmen, der durch Ver-
lust seiner Stelle in Dürftigkeit gerathen und bemsel-
den Unterstüzuiig zukommen zu lassen, wird verlesen.

U st er, findet in diesem Beschluß den Beweis, daß
der grosse Rath in Rükstcht aus die durch den lo. Ars
tikel der Constitution verheißnen Entschädigungen für
verlohrne Stellen, gerade die nemlichen Grundsaze
hat, die heute im Senate find angetragen worden.
ES ist hier ver Fall, daß ein Bürger der durch die
Revolution seine Stelle verlohren hat, in kraft jenes
coustilurionellen Artikels um Entschädigung ansucht;
der grosse Rath findet wie wir, daß die Vollziehung
jenes Artikels, unmöglich mit individuellen Enficha-
olgungsbewiUlgungen angefangen werden könne; er

rrilt arfo in die Frage gar nicht ein; sondern in M-
stcht auf die Dürftigkeit und das hohe Alter des Ä.
Beroloiligen und oyne Zweifel auch in Rükstcht, daß

derselbe der erste Bittsteller war, der sich an die neue

Helvetische Regierung, noch eye sie constituirl war,
wandle, empfiehlt er ihn dem Direkrorio zur Unterfiu-

zung; er stimmt zur Annahme ces Beschlusses. De-
oevey erklatt, IN den Glunösäzen mit usteri einigzu
seyn, aber nicht üoer den obschwevenden Fall; der

Beschluß lautet allzu unbestimmt, die Entschädigung,
oder ktnlerstüzuug halte nayer bestimmt werden sollen,

er verwirsr ih». Fornerod ist gleicher Meinung,
zudem seye der Beschluß mit keinerlei Belegen verst'

yen, er berufe sich aus eine Bittfchrtft, die nicht bey«

liege, man müsse wissen, ob der Bittsteller palrio-
lisch gestnnt ist u.s.w. Lang und Meyer von Ar,
von stimmen ebenfalls für die Verweisung. Altem
hoser ware eben der Meynung, allein da es um ei-

neu 86jährigen Mann zu lhun ist so will er eme Eom-

mission niedersezen, die von den Deputaten von

gano nähere Erkundigungen einziehen soll. Slok-
mann kennt den B. Beroldingen persömich; es stye

derselbe ein 8ojähriger gebrechlicher Mann der »in

seinem Dienst fein Brod verlohren hat und dringend

Hülfe bedarf. Münger will eine Kommission; was

werden die Aermer» sagen, wenn man allen asten

Landschreibern und Soldaten Pensionen giebt. D»c
stimmt für die Kommission und wünscht ein allgcnsti-

neö Gesetz über den 10. Art. der Konstitution. Bak
findet keine Commission nothwendig, entweder verlangt

Beroldingen als ehmaliger Beamter Entschädigung,
alödenn kann man nicht individuel verfahren, oder

er verlangt Unterhaltung als dürftiger Bürger, dann

soll er sich an seine Verwaltungskammer nicht an uns

wenden — Wir können keine Allmosenkammer sey»-

Muret: der Fall ist sehr wichtig als der erste w»

ein Bürger für den Verlucst seiner Stelle Enfichas«

gung verlangt; ich nehme an was wohl nicht uvtt

trieben ist, ioooc> Bürger haben durch die Revow

tivn mehr, oder weniger bedeutende Stellen verloy

ren. Welch ungeheure Last würde die Entschädigung»
summe der Nalion auflegen! Wäre es um ein v
schenk, um eme Gratification zu thun, so ^gerne beystimmen; aber die grosse Frage von

Entschädigungen eröfnet sich hier » wir müssen ein



gemeines Gesez über den io. Art, der Konstitution
erwarten. Ich stimme zur Verwerfung, oder wenig-
stens zu einer Kommission. Schärer will anneh-
men um des Zeugnisses von Stokmanu willen, und
weil von einem 8ojahrigen Mann die Redc; wann als
dann jüngere Petitlonars kommen, foll man eine
Kommission niedersetzen. Bar bon: Wenn wir
mitleidig seyn sollen, so sollen wir, vor allem aus
gerecht seyn; wir verfügen hier nicht über un er eh
gen Geld, sondern über das Geld der Nation; wir
können nicht auf Zeugnisse einzelner Mitglieder gehen;
jeder Bittsteller fände so unschwer einen Bekannlenin
ktt.eni der beiden Räthe; wir tadlen die alten Regle-
rungen; allein sie waren in solchen Fallen — und das
mit Recht sehr genau, und enheilten keine B-willigun-
gen, ohne vorhergegange so gfältige Untersuchung.
Lieber wollte ich dem Bittsteller aus meinem Sak hei-
se», als für einen Beschluß stimmen, der unsere Fi-
nan en zu Grund richten kann. U steri verlangt noch-
Mahl das Wo l; allein die Discussion wird geschlos-
sen und eine aus den Bürgern Badoux, Stok-
mann und Stammen bestehende Kommission zu
näherer Untersuchung niedergesezt.

Der Beschluß wird verlesen, welcher über di?
Petition des Klosters Muri in Tctrcff eines Patro-
nalrechts zu Sursee, welches es am 2z. Juli in der
Person des Vicar Huaclers, an die durch den Tod
des Pfarrers der Gememd Sursee erledigte Stelle aus-
geübt, und das ihm von der Verwaltungskammer
des K mtons Luzern, infolge eines Direktorial-Arre-
tes vom 26. Juli, welches das Kollaturrecht den
Verwaltungskammern übertragt, streitig gemacht wird,
zur motivuten Tagesordnung übergeht, indem das
Arrere keine rukwirkende Kraft haben konnte. Lang
halt diesen Beschluß für konstitutionswidrig. Er ließt
den zweiten Artikel der Constitution: „Die Gesammt-
„hcit der Burger ist der Souverain, kein Theil und
«kein einzelnes Recht der Oberherrschaft, kann vom
„Ganzen abgerissen werden, um das Eigenthum von
«Einzelnen zu werden." Dadurch, meint er, scye das
Patronatrecht von selbst schon aufgehoben worden.
Ferner, im vierten Artikel der Constitution heißt es:
„Die zwei Grundlagen des öffentlichen Wohls sind,
»die Sicherheit und die Aufklärung." Wie stünde
es nun um die Aufklarung, wenn das Patronatsrecht
M Monchöhanden verbleiben sollte? Er verwirft den
Beschluß. Usteri findet dieses ganze Rasonnement
durchaus unpassend; das Recht Religionslehrcr zu
Wahlen, ist kein SouverainitatSrecht; unstreitig wird
jede Gemeinde, oder überhaupt jede Gesellschaft die
sich einen Rcligionslehrer wählen will, das Recht da-
zu haben; aber eine Gemeinde ist nicht der Eouve-
rain. Die ersten Artikel unsrer Constitution enthal-
ten Grundsätze auf welch? dieselbe gebaut ist; ab. r diese
Grundsätze z. B. jener: Ausklärung ist besser als
Reichthum, als Gesetz: ansehen und willkürlich auf

indirekte Fälle anwenden wollen, würde saubere Ge-
schichten zum Vorschein bringen; hier ist eS einzig da-
rum zu thun, zu erklären, daß die Verwaltungskam-
mcr von Luzern mit Unrecht dem Arrete des Direk-
loriums rukwirkende Kraft geben wollte; wir müssen
den Beschluß unstreitig annehmen. Brunner will
den Beschluß verwerfen; er meint nach der Konstitu-
tion gehöre das Wahlrecht der Pfarrer ohne anders
oen Gemeinden zu. Badou pflichtet Usteris Mei-
nung bei; Lang habe die fremdarligstenDinge durch
einander geworfen; zudem spreche das Arrete des
Direktoriums auch nur von denjenigen Collaturen,
die von den ehemaligen Regierungen, nickt von
denen, welche von Individuen ausgeübt werden.

Hafeli und Attenhofer stimmen Usteris Meinung
bei. Bay fiât Langs Meinung gegründet; der
2te Art. der Konstitution scye allerdings beweisend
Von Annahme der Konstitution an, hätte das Kloster
Muri sich aller Ernennungen enthalten, oder wenig--
stens bei den Geftzgebern darüber anfragen sollen —
vie Ernennung war durchaus incompetent; er will
also den Beschluß verwerfen. Kublj ist gleicher

Meinung: Wenn Klöster fernerhin ganzen Gemeinden

Pfarrer aufdringen könnten, so gälten weder Freiheit
noch Gleichheit, noch Menscheurechte mehr. Im
Glarncrland haben die Gemeinden dieses Recht auch

bereits ausgeübt; er verwirft den Beschluß. Stapfer
findet das Verfahren des Kloster Muri frech und un-
verschämt; was keine weltliche Obrigkeit wagen wur-
de, thut eine geistliche, und dann giebt es noch

solche, die sie vertheidigen; das ist doch sonderbar.'

Meyer v. Ar bon stimmt Bay bei, wie sollte aus
den Klöstern Sicherheit und Aufklärung stießen, zu-

dem scye die Petition deS Klosters drohend abgefaßt;
er verlangt, daß nebst der Verwerfung der Senat
auch die Mißbilligung der Petition im Bulletin er-

kläre. Münger ssmmt auch zur Verwerfung; eine

Proklamation Brunes vom ritten Merz habe bereits

alle diese Collaturrechte aufgehoben. Barras ver<

lheidigt den Beschluß; das Arrctö des Direktoriums
gehe die von Klöstern Individuen u. s. w. besesse-

nen Collaturreckte auf keine Weise an; das Direklo,
rium konnte auch über diese nicht, wohl aber über die

von den alten Regierungen ausgeübten beschließen.

Wie kann man sagen dies scye ein Eouverainitats-
recht; es ist ein Kirchenrecht und Kirchengesetzc fin-
den darüber statt, die nicht vcrlezt werden dürfen;
denn indem wir uns hier vereinigten haben wir kei-

neswcgs unserer Religion jn entsagen gemeint. M l t tels
holz er stimm? Usteri bei; die provisorische Verfugung
des Direktoriums beweise, daß die Constitution über

die Besetzungswcise der Pfarreien nicht absprach.

Bundt verwirft den Beschluß, der die Religion
nichts angehe; es sey hier nur die Frage: ob der

Souverain oder Geistliche jene Stelle besetzen könn«

ten, und darüber entscheide die Constitution hinlang-



lîch. Devevay und Duc sprechen für die Annahme.
Dielhelm ebenfalls; wenn die allgemeine Frage,
wer Pfründen zu vergeben habe, müsse entschieden
werden, so, meint er, werde dieß Recht dem Gesez-
geber zugesprochen werden. — Der Beschluß wird am
genommen.

Eine Bottschaft des Direktoriums ladet den Se?
nat ein, über die Beschlüsse, welche den Direktoren
und Ministern freie Wohnungen zugestehen, zu eutt
scheiden, um in Luzern Eiurichiungen treffen zu können.

Die Bottschaft wird der Besoldungskomm ss on zu,,
gewiesen!

Stapfer begehrt und erhält Urlaub fur 8 Tag

Friedens- Schutz- und Trutzbundniß zwischen der
helvetischen und franzosischen Republik.
Die helvetische und die französische Republik, von

gleicher Begierde beseelt, den vollständigsten Frieden
und die engste Freundschaft auf den Krieg folgen zu
lassen, welcher durch die Oligarchie verursacht ward,
und die beiden Nationen auf einen Augenblick trenn
te, haben sich entschlossen, sich durch ein Bündniß,
das auf den Vortheile« beider Völker ruhet, wieder
zu vereinigen. Dem zufolge haben die gegenseitigen
Regierungen ernennt, nämlich: von Seiten des Voll-
jiehungsdirektoriums der französischen Republik/ den
Bürger Karl Moriz Talleyrand, Minister drr aus-
wärtigen Angelegenheiten, und von Seiten des Voll
zrehungsdirektorinmS der helvetischen Republik, die
Bürger Peter Joseph Zeltner und Amadeus Jenner;
welche nach Auswechslung ihrer Vollmachten über fol-
gende Artikel übereingekommen:

Art. i. Es wird zwischen der französischen und
helvetischen Republik auf immer Friede, Freundschaft
und gutes Einverstandniß bestehen.

Art. 2. Es wird von diesem Augenblicke an zwi-
sehen beiden Republiken ein Schutz-- und Trutzbünd
niß bestehen. Die allgemeine Wirkung dieses Bund
nisses ist, daß jede der beiden Republiken, im Falle
eines Krieges, ihre Verbündete zur Mitwirkung auffor?
dern kann. Die auffordernde Macht bestimmt olsdenn,
gegen wen die Mitwirkung gefobert werde; und ver
möge dieser bestimmten Aufforderung tritt die au ge-
forderte Macht gegen die genannte Macht oder Machte
in Krieg; sie bleibt aber im Neuttalitätszustandc gegen
diejenigen, die zwar mit der auffoidernden Macht im
Kriege, aber von ihr nicht besonders genannt worden
wären. Es ist ausgemacht, daß die Wirkung der Auf
forderung von Seiten der französischen Republik nie
seyn könne, Schweizertruppen über Meer zu schicken.

Die begehrten Truppen wird die auffordernde Macht
bezahlen und unterhalten; und im Aufforderungsfalle
soll keine der beiden Repubbken einen Waffenstillstand
oder ein Friedensbündniß für sich besonders jchliessen
können. Die besondern Wirkungen des Bündnisses,

im Falle dle Aufforderung von einer oder der andern
Seire statt hat, die Natur und Grösse der gegensei-
tigen Hllse, werden freundschaftlich in besondern Vcr<
trägen bestimmt werden, welche sich auf die Grund-
satze, die in diesem Artikel enthalten sind, gründen
werden.

Art. z. Dem zufolge verbürget die französische Re,
publik de. helvetisch.» ihre U'iabhangig.'eit und die Lim
heil ihrer Regierung; und im Falle, oa^ die Ougar-
chie suchte, die gegenwärtige Verfassung Helv.tiens um-
zustürzen, so verpflichtet sich oie ftanzössche Republik,
der helvetischen aus ihr Ansuchen, die Hilfe zu M»,
deren sie bedürfte, um über die innern od.r äasftra
Angriffe zu siegen, die gegen sie könnte» geriehlu wer-
den. Sie verspricht übe.dieß oer h.wet sch.ii Republik
ihlk gute Verwendung, um sie in den Genuß aller
ihrer Rechte in Anseyimg der andern Machte zu

setzen; und um ihr die Mittel zu veischaffeu, >yce

KeiegLvêifassung auf de» gewichtigste-. Fuß zu fttz-n,
willige die französische Republik ein, sie wieder in
den Besitz der Lanoneu, Mörser und Artillerie«»--^
zn setz.n, welche ihr wahrend des gegenwärtigen Kuegs
weggenommen worden, und der sranzönichen tlr-gw-
rung in dem Augenblicke der Unterzeichnung des geg.w
wacligen Verl ags noch zu Befehle siche»; s.èoch

wrro es dre helvetische Republik auf sich n.hmen, ße

wieder aufsuchen und auf ihr Gebiet führen »u lassen.

Art. 4. Die Grenzen zwischen Frankreich und

Arlurtîen werden in nnem besondern Verträge
w.rden, welcher zur Grundlage haben wird, daß äs
das, was einen Theil des ehemaligen B-styums Basel
und des Furstcnlham'. Brunlrul ausmachte, aus "»wer
mit dem französilche, Gebiete vereinigt bleiben wird;
so wie alle schweizerische Zwischenländer, w.Ichê sich >»

den Departemenrcrn des Ober-Heins und deS Mo»»
Terrivie eingeschlossen finden, mit Vorbehalte der Ge-

genablreluugen oder Austauschungen, welche zur voll-

tommensten Berichtigung der erwähnten Grenzen von
Ba,er bis Genf unerläßlich wären und den schon völlig
ausgeführten Vereinigungen mit dem franzosiM"
Gebiete nicht entgegen stunden.

Art. 5. Um die Gemeinschaft der französisch^
Departementer mit dem südlichen TiUtschlande un»

mit Italien zu sichern, wird ihr der freie und ewige

Gebrauch zwoer Handels und Kriegsstraßen zugestände»
werben, deren die eine durch den Norden Heiveriens/
den Rimn hinaus und längs den westlichen und
»chen Usern des Bvdcnsees hingehn, die andere von

Genf aus und durch das Departement von Moii.blâ,
so wie durch das Waliis sich hinziehen wird, um a»

das Gebiete der cisalpinischen Republik zu reiche»,
nach einer Richtung, welche bestimmt werben
und man ist übcreitt gekommen, daß jeder Staat die

nöthigen Arbeiten zur Vollendung dieser Straßen aus

seinem Gebiete vornehmen wird.
(Die Fortsetzung »m i^ten Stück.)
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